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Vorwort 

Liebe Schülerinnen und Schüler, 
 
das vorliegende Abitur-Training Geschichte 1 für Baden-Württemberg ermög-
licht Ihnen eine gezielte und effektive Vorbereitung auf den Unterricht sowie 
auf bevorstehende Klausuren und das Abitur im Fach Geschichte. Von Ihnen 

wird immer mehr das Erkennen von Problemen und Zusammenhängen sowie 

eine fundierte Beurteilung von historischen Sachverhalten verlangt. Dabei hilft 
Ihnen dieser Band. 

• Das Buch enthält das in der Abiturprüfung relevante Basiswissen an Fakten 

zu den aktuellen Schwerpunktthemen „Die Entwicklung der politischen 
Kultur in der Weimarer Republik“ und „Die Diktatur des Nationalsozialis-
mus“. Einstiegsbilder zu jedem Kapitel ermöglichen eine inhaltliche An-
näherung vor der ersten Lektüre.  

• Zeittafeln und ein Stichwortverzeichnis ermöglichen Ihnen einen 
schnellen Überblick und den sicheren Zugriff auf relevante Informationen. 

• Die abwechslungsreiche Materialzusammenstellung bestehend aus zu-
sammenfassenden Schaubildern, Tabellen, Karten und Abbildungen erleich-
tert das Lernen. 

• Mit den vielfältigen Übungsaufgaben am Ende jedes Kapitels und mit 
materialgestützten Aufgaben im Stil des Abiturs können Sie das Ge-
lernte selbstständig anwenden und überprüfen. 

• Der umfassende Lösungsteil am Ende des Bandes gibt Ihnen schließlich die 
Möglichkeit, Ihren Wissensstand schnell und einfach zu überprüfen.  

Das Autorenteam wünscht Ihnen viel Erfolg bei der Arbeit mit diesem Buch!  

 
Wolf-Rüdiger Größl 

 
Dr. Johannes Werner 
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4 Das Krisenjahr 1923 

11. 1. 1923 Besetzung des Ruhrgebietes durch französische und belgische Truppen 

13. 1. 1923 Verkündung des passiven Widerstandes; Beginn des Ruhrkampfes 

12. 8. 1923 Rücktritt des Reichskanzlers Wilhelm Cuno; Bildung einer Großen 
Koalition (SPD, Zentrum, DDP, DVP) unter Gustav Stresemann (DVP) 

25. 9. 1923 Wahl Hitlers zum Führer des Deutschen Kampfbundes (Dachorgani-
sation der rechtsextremen Vaterländischen Verbände) 

26. 9. 1923 Abbruch des „passiven Widerstandes“ im Ruhrgebiet; Verhängung des 
Ausnahmezustandes im Reich; Höhepunkt der Inflation 

Okt. 1923 „Deutscher Oktober“ – linke Radikalisierung in Sachsen und Thüringen 

16. 10. 1923 Errichtung der Rentenbank 

20. 10. 1923 Amtsenthebung des bayerischen Reichswehrkommandeurs General 
von Lossow durch Reichspräsident Ebert 

8./ 9. 11. 1923 Hitler-Putsch in München 

1. 4. 1924 Verurteilung Hitlers zu fünf Jahren Festungshaft 

 

Im Krisenjahr 1923 eskalierten unterschiedliche Probleme der Weimarer Repu-

blik: die belastende Reparationsfrage, Umsturzversuche von Rechtsradikalen 

(Hitler-Putsch) und Kommunisten (Thüringen und Sachsen); dazu kam mit der 

Hyperinflation die Spätfolge der Kriegswirtschaft. Die Erfahrungen, die damals 

gemacht wurden, wirkten bis zum Ende der Weimarer Republik nach. 

Fünf große Krisen bestimmten das Leben in Deutschland im Jahr 1923: 

• der Ruhrkampf, 

• die „galoppierende Inflation“, 

• der Separatismus im Rheinland, in der Pfalz und in Bayern, 

• der Hitler-Putsch in München sowie 

• die kommunistischen Aufstände in Sachsen und in Thüringen. 

4.1 Der Ruhrkampf 

Der Versailler Vertrag verpflichtete Deutschland zur Zahlung von Reparationen 

an die Siegermächte. Vor allem der französische Ministerpräsident Poincaré 

bestand aus wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Gründen auf der Erfül-

lung der Friedensbestimmungen. Deutschland sollte möglichst lange wirt-

schaftlich und vor allem militärisch geschwächt bleiben. 
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Frankreich wollte durch eine Politik der „produktiven Pfänder“ (z. B. Berg-

werke, Industrieanlagen) Deutschland zur Erfüllung seiner Reparationsver-

pflichtungen zwingen und fand dabei die Unterstützung Belgiens und Italiens, 

während Großbritannien der französischen Politik ablehnend gegenüberstand. 

Im Januar 1923 stellte die Reparationskommission fest, dass Deutschland 

mit seinen Sachleistungen (vor allem Holz- und Kohlelieferungen) in Rück-

stand geraten war, wenn auch nur geringfügig. Dies nahm Poincaré zum Anlass, 

am 11. Januar das für Deutschland wirtschaftlich bedeutende Ruhrgebiet mit 

französischen und belgischen Truppen zu besetzen. 

Die deutsche Regierung unter Reichskanzler Cuno rief alle staatlichen Stel-

len, Unternehmen und die Bevölkerung des Ruhrgebiets zum passiven Wi-

derstand gegen die Besetzung auf; niemand sollte mit den Besatzern zusam-

menarbeiten. Der Boykott hatte zunächst Erfolg, scheiterte aber, als die Besat-

zungsmächte Zechen und Kokereien beschlagnahmten, den Abtransport der 

Güter durch die Bahn selbst übernahmen und Kohlelieferungen aus dem besetz-

ten Gebiet in das Reich untersagten. Deutsche Rechtsradikale reagierten darauf 

mit Sabotageakten und Sprengstoffanschlägen (aktiver Widerstand). 

Im Sommer 1923 wurden die Ausweglosigkeit des Ruhrkampfes und die 

verheerenden Folgen für die deutsche Volkswirtschaft unübersehbar; die Regie-

rung Cuno trat im August zurück. 

4.2 Die „galoppierende Inflation“ (Hyperinflation) 

Eine besonders katastrophale Folge des „Ruhrkampfes“ war die völlige Zerrüt-

tung der Staatsfinanzen, da das Reich den „passiven Widerstand“ durch Wei-

terzahlung der Gehälter für ausgewiesene Beamte und durch Kreditgewährung 

an stillgelegte Industriebetriebe finanzierte, um die Löhne für die Arbeiter im 

Ruhrgebiet zu sichern. Hinzu kam, dass die ausfallenden Rohstofflieferungen 

aus dem Ruhrgebiet für die übrige Wirtschaft durch Importe ersetzt werden 

mussten. Auch musste der Staat hohe Steuer- und Zollausfälle hinnehmen. Um 

den erhöhten Geldbedarf zu decken, wurde immer mehr Geld gedruckt; dies 

beschleunigte die ohnehin vorhandene Inflation bis zu einer Hyperinflation. 

Sie war in Deutschland das überragende Problem der Zeit, schien sie doch den 

Zusammenbruch des Staates herbeizuführen. 

Die Hyperinflation 1923 lässt sich nicht ausschließlich auf den Ruhrkampf 

mit seiner starken Ausweitung des Kapitalumlaufs zurückführen. Im Grunde 

nahm die Inflation ihren Ausgang bereits während des Ersten Weltkrieges. Im 

Gegensatz zu den Ententemächten hatte man in Deutschland die Finanzierung 

https://www.pearson.de/84765?utm_source=produktseite&utm_medium=pdf&utm_campaign=leseproben


 64 r Die Entwicklung der politischen Kultur in der Weimarer Republik 

des Krieges durch Steuererhöhungen gescheut und auf Anleihen und den 

Druck zusätzlichen Geldes zurückgegriffen. Dadurch war der Geldumlauf 

inflationär aufgebläht worden. 1918 betrugen die Schulden des Deutschen 

Reiches rund 154 Milliarden Mark; der Geldumlauf hatte sich gegenüber dem 

letzten Friedensjahr mehr als verzehnfacht. 

 

Extrem hohe Preise während der Hyperinflation 

Die Regierungen nach 1919 scheu-

ten einen finanzpolitischen Neube-

ginn und hofften im Vertrauen auf 

die Selbstheilungskräfte der 

Wirtschaft auf eine allmähliche 

Normalisierung des Marktes. Die 

öffentlichen Haushalte blieben 

auch nach Kriegsende defizitär, 

nicht zuletzt wegen der enormen 

Kriegsfolgelasten, und der Geld-

umlauf wurde stetig erhöht, ohne 

dass dem Geldvolumen ein ent-

sprechendes Güterangebot gegen-  

überstand. Die Umstellung von der Kriegs- auf die Friedenswirtschaft, die Geld-

zahlungen an die entlassenen Soldaten, die Unterstützung von Flüchtlingen, 

Arbeitslosen und die Kriegsopferfürsorge kosteten enorme Summen, die vor 

allem durch die Erhöhung der Geldmenge aufgebracht wurden. Dies be-

schleunigte die Geldentwertung. Die inflationäre Entwicklung wurde zusätzlich 

beschleunigt durch die in Devisen zu leistenden Reparationszahlungen. 

Der Ruhrkampf versetzte dann der Geldwertstabilität der Mark den Todesstoß. 

1923 war der Geldumlauf nur noch zu 19 Prozent aus den ordentlichen 

Staatseinnahmen gedeckt, und das Tempo der Geldentwertung begann zu „ga-

loppieren“. Dies machte einen stark erhöhten Umlauf an Banknoten nötig. 

Besonders nachteilig wirkten sich die sozialen, psychologischen und poli-

tisch-kulturellen Konsequenzen der Inflationskrise von 1923 aus: Vor allem der 

Mittelstand hatte die Lasten der Inflation zu tragen. Er hatte durch Zeich-

nen von Kriegsanleihen wesentlich zur Finanzierung des Krieges beigetragen 

und nun alles verloren; seine Sparguthaben ebenso wie seine Renten und Le-

bensversicherungen. Während Großgrundbesitzer und Industrielle von der In-

flation profitierten, wurden erhebliche Teile des Mittelstandes enteignet und 

proletarisiert. 
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Daraus ergab sich eine für die weitere Entwicklung und die politische Kultur 

der Weimarer Demokratie verhängnisvolle Tendenz: Die soziale Krise der Infla-

tionszeit gab Agitatoren die Möglichkeit, dem Ausland die Schuld zuzuwei-

sen, unter anderem Frankreich als „Erbfeind“ mit seinen unnachgiebigen Repa-

rationsforderungen, aber auch den eigenen demokratischen Regierungen. Dabei 

übersah man geflissentlich, dass die Monarchie und die sie tragenden Eliten, die 

Deutschland in den Krieg getrieben hatten, die Inflation ausgelöst hatten. Das 

demokratische System verlor besonders in den Augen des Mittelstandes 

nachhaltig an Glaubwürdigkeit und Legitimität. 

Die Regierung Stresemann: Überwindung der Krise 
Der fortbestehende Druck der Besatzungsmächte und die Hyperinflation zwan-

gen Reichskanzler Cuno am 12. August 1923 zum Rücktritt und seinen 

Nachfolger Gustav Stresemann (DVP) zum Abbruch des passiven Widerstandes 

am 26. September 1923. Im November gelang es Stresemann, die Währung 

durch die Einführung der Rentenmark zu stabilisieren. Auf der Basis der sta-

bilen Währung erreichte Stresemann mit Unterstützung der USA auch eine für 

Deutschland praktikable Regelung der Reparationsfrage (Dawes-Plan 1924). 

Die Besatzungstruppen zogen 1925 wieder aus dem Ruhrgebiet ab. 

Der Währungsverfall 1923 und seine Folgen 

 

4.3 Der Hitler-Putsch in München 

Bayern war nach der Niederschlagung der Münchner Räterepublik 1919 unter 

dem Einfluss der monarchistischen Bayerischen Volkspartei zu einem Hort der 

rechten Republikgegner geworden („Ordnungszelle“ Bayern). Die Lage spitz-

te sich zu, als die SPD in die Regierung Stresemann eintrat und nach der Been-

digung des Ruhrkampfes im September 1923 eine nationalistische Welle das 

Verschuldung bekämpft durch bewirkt

Kriegskredite
Kriegsfolgelasten
Reparationen
(Sachleistungen,
Goldmark,
Devisenankauf)

Kreditaufnahme;
Finanzierung durch
Neudruck von
Papiergeld

geringes Warenangebot 
und Steueraufkommen,
sinkende Reallöhne,
Kaufkraftverlust,
Preistreiberei,
Spekulation,
Kapitalflucht,
= Geldüberhang,
Geldentwertung

WährungsreformRuhrkampf
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Reich und besonders Bayern erfasste. Als sich zudem in der bayerischen Pfalz 

separatistische Strömungen offen zeigten, verhängte die bayerische Regierung 

am 26. September 1923 den Ausnahmezustand. Die Regierungsgewalt mit dik-

tatorischen Vollmachten übernahm Gustav von Kahr als Generalstaatskom-

missar. Daraufhin verhängte die Reichsregierung den Ausnahmezustand über 

das ganze Reich und übertrug die vollziehende Gewalt an Reichswehrminister 

Otto Geßler, der diese an die einzelnen Wehrkreisbefehlshaber weiterleitete. 

Damit wurde die Reichswehr zur entscheidenden Kraft in der politischen Aus-

einandersetzung. Der in Bayern zuständige Reichswehrkommandeur General 

von Lossow befolgte die Befehle aus Berlin aber nicht, sondern unterstellte sich 

eigenmächtig Kahr. Daraufhin enthob die Reichsregierung Lossow am 20. Ok-

tober seines Amtes, Kahr aber setzte ihn wieder ein und vereidigte die in Bayern 

stehenden Einheiten der Reichswehr kurzerhand auf die bayerische Staatsregie-

rung: ein eindeutiger Verfassungsbruch. Reichswehrchef von Seeckt weigerte 

sich dennoch, gegen Lossow vorzugehen. 

Kahr, Lossow und der verbündete Landeskommandant der bayerischen Poli-

zei, Oberst von Seißer, das bayerische Triumvirat, wollten Bayern nicht vom 

Reich lösen, sondern das Reich umgestalten: Ein „Marsch auf Berlin“ nach dem 

Vorbild Mussolinis sollte in einer „nationalen Diktatur“ unter der Führung 

Kahrs oder eines Gleichgesinnten münden. Kahr suchte dafür auch bei Adolf 

Hitler (1889 –1945), dem Führer der NSDAP, und anderen „vaterländischen“ 

Verbänden Unterstützung. 

Die NSDAP, 1920 aus der Deutschen Arbeiterpartei des Anton Drexler her-

vorgegangen, war unter Führung des damals staatenlosen Hitler zu einem be-

deutenden Machtfaktor in München geworden. Zwar war die rechtsradikale, 

antisemitische NSDAP in den meisten Ländern des Reiches verboten, in Bayern 

konnte sie aber legal ihre rassistische und antidemokratische Politik betreiben. 

In München hatte sie etwa 35 000, in ganz Bayern mehr als 150 000 Mitglieder. 

Zudem besaß die Partei mit der SA (Sturmabteilung) einen kampfstarken para-

militärischen Verband. Am 25. September 1923 war Hitler zum Führer des 

„Deutschen Kampfbundes“, der Dachorganisation der antidemokratischen, 

rassistischen „Vaterländischen Verbände“, gewählt worden. Hitler versuchte 

aber, das konservative Triumvirat durch einen eigenen Putsch zu überrumpeln. 

Während Kahr am Abend des 8. November 1923 vor Anhängern im Münch-

ner Bürgerbräukeller sprach, zog Hitler alle verfügbaren Verbände der SA in 

München zusammen, betrat in Begleitung eines Maschinengewehrtrupps den 

Saal, erklärte die bayerische und die Reichsregierung für abgesetzt und rief die 

„nationale Revolution“ aus. Anschließend nötigte er Kahr, Lossow und Seißer 
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die Zustimmung zur Proklamation einer neuen Reichsregierung (Ludendorff, 

Hitler, Lossow, Seißer) ab. 

Kahr und Lossow gewannen aber bereits wenige Stunden später ihre Hand-

lungsfreiheit zurück, sagten sich von Hitler los und alarmierten Reichswehr und 

Landespolizei. Obwohl Hitler davon erfuhr, unternahmen NSDAP, SA und 

einige völkische Verbände wie der „Bund Oberland“ am folgenden Tag den 

Marsch zur Feldherrnhalle. Hitler wollte zusammen mit dem populären ehe-

maligen kaiserlichen General Erich Ludendorff, von ihm zum Oberbefehlshaber 

der Nationalarmee ernannt, das Volk auf seine Seite ziehen und die „Abtrünni-

gen“ zu einem erneuten Wechsel veranlassen. Doch am 9. November wurde 

der Demonstrationszug der teilweise bewaffneten Anhänger Hitlers vor der 

Feldherrnhalle durch die bayerische Polizei mit Waffengewalt aufgelöst; 16 An-

hänger Hitlers, vier Polizisten und ein Passant starben. 

Hitler posiert mit 
Ludendorff 

(Bildmitte) und 
weiteren Teilneh-

mern des Hitler-
Putsches vor dem 
Gerichtsgebäude, 

 1. April 1924 

Am 1. April 1924 ergingen die milden Urteile im Prozess gegen die Putschis-

ten: Ludendorff wurde freigesprochen, Röhm und fünf andere Beteiligte erhiel-

ten drei Monate Haft und mussten 100 Mark Geldstrafe zahlen; Hitler und drei 

Mittäter, denen das Gericht unterstellte, sie hätten sich „von rein vaterländi-

schem Geiste und dem edelsten, selbstlosen Willen“ leiten lassen, wurden zu 

fünf Jahren Haft und 200 Mark Geldstrafe und einer Bewährungsmöglichkeit 

nach sechs Monaten verurteilt. Tatsächlich kam Hitler bereits zu Weihnach-

ten 1924 aus der Festungshaft in Landsberg am Lech frei. Hitler, dem in der Haft 

große Freizügigkeit gewährt wurde, schrieb hier sein Buch „Mein Kampf“, eine 

Mischung aus Autobiografie und weltanschaulichem Bekenntnisbuch. 
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4.4 Radikalisierung der Linken: 
Das Beispiel Sachsen und Thüringen 

Die unter dem Eindruck des Kapp-Lüttwitz-Putsches im Juni 1920 abgehalte-

nen Reichstagswahlen zeigten nicht nur eine deutliche Radikalisierung des 

rechten Spektrums, sondern auch bei den Linken: Die KPD wurde nach der Spal-

tung der USPD im Oktober 1920 von einer Splitterpartei zu einer Massenpartei; 

besonders in den Arbeitervierteln der Industriegebiete gewann sie bald die 

Mehrheit. Nach einem gescheiterten Versuch, durch einen Generalstreik die po-

litischen Verhältnisse in Deutschland zu ändern (1921), unternahm die KPD 

1923 einen erneuten Anlauf zur Revolution. Dabei kam ihr der Ruhrkampf zu-

gute, denn die damit verbundene Verelendung der Arbeiterschaft durch Infla-

tion und hohe Arbeitslosigkeit führten der Partei viele neu Anhänger zu. In der 

Sowjetunion hoffte man daher auf einen „deutschen Oktober“ als Beginn der 

Weltrevolution. 

Die in Sachsen und Thüringen regierende SPD stand weit links. Daher glaubte 

die KPD an die Möglichkeit einer sozialistischen Revolution und stellte „prole-

tarische Hundertschaften“ auf, die als „proletarische Sturmtruppen“ die Macht 

erobern sollten. Als Reaktion darauf verhängte Reichspräsident Ebert nach Arti-

kel 48 der Weimarer Verfassung die Reichsexekution gegen die beiden Länder. 

Die Regierungen weigerten sich, der Anordnung zur Auflösung der „proletari-

schen Hundertschaften“ nachzukommen. Ebert ließ schließlich Reichswehr-

truppen in Sachsen und Thüringen einmarschieren und setzte einen Reichs-

kommissar ein. Unter diesem Druck musste die KPD ihre Revolutionspläne 

aufgeben; der von Lenin erhoffte „deutsche Oktober“ fand nicht statt. 

Die politische Situation der Weimarer Republik stabilisierte sich nach der 

Krise von 1923 überraschend schnell. Die Regierungen dieser Zeit wurden von 

Koalitionen der bürgerlichen und konservativen Parteien getragen (Zentrum, 

DDP, DVP, DNVP). Die Sozialdemokraten unterstützten (bis 1928 ohne Regie-

rungsbeteiligung) die wichtigsten politischen Entscheidungen im Reichstag. 

 

 

 Aufgabe 8 Nennen Sie die Bedrohungen, denen die Weimarer Republik im Krisenjahr 

1923 ausgesetzt war. 

 Aufgabe 9 Erklären Sie die Entstehung der Inflation von 1923. 
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 Aufgabe 7 Das Verhalten der Justiz während der Weimarer Republik: 

• Richter und Staatsanwälte mussten kein klares Bekenntnis zur Republik und 

Demokratie ablegen; so reichte deren Haltung von Distanz bis hin zur Ableh-

nung der Demokratie; 

• Bevorzugung eines starken nationalen Staates ohne Parlamentarismus und 

Demokratie; 

• der Schutz der Nation galt mehr als das Recht und die Sicherung der Demo-

kratie: Verfolgung der Kräfte, die die Nation gefährdeten, so etwa Kommu-

nisten, Marxisten, kritische Intellektuelle und linke Zeitungen; 

• rechtsradikale Aktionen aus nationalen Motiven wurden von der Justiz nur 

selten und milde bestraft; dadurch Förderung des rechtsradikalen Terrors; 

• rechtslastige Justiz machte Weimar letztlich „wehrlos“ gegenüber rechtsradi-

kalen Kräften. 

 Aufgabe 8 Bedrohungen der Weimarer Republik im Krisenjahr 1923: 

• Putsch und Umsturzversuche der Rechtsradikalen (NSDAP unter Adolf Hit-

ler): Hitler-Putsch; 

• Republikfeindlichkeit der Justiz: faktische Straflosigkeit rechter Gewalttäter 

und antidemokratischer Hetzer (Beispiel: mildes Urteil und schnelle Freilas-

sung Hitlers nach dessen Putschversuch); 

• wirtschaftliche Krise durch die Besetzung des Ruhrgebietes und den folgen-

den Ruhrkampf; 

• tiefgreifender Glaubwürdigkeitsverlust durch die Folgen der Hyperinflation: 

faktische Enteignung aller Geldvermögen, vor allem des Mittelstands; Speku-

lationsgewinne für Industrielle; 

• separatistische kommunistische Aufstände in Thüringen und Sachsen. 

 Aufgabe 9 Gründe für die Inflation 1923: 

• Hauptgrund: massive Staatsverschuldung durch die Finanzierung des Ersten 

Weltkrieges (Kriegsanleihen); 

• enorme Kriegsfolgekosten durch Demobilisierung, Versorgung der Kriegs-

opfer und -flüchtlinge, Rückzahlung der Kriegsanleihen, gestiegene Sozial-

leistungen und die Umstellung auf Friedenswirtschaft; 

• Verschärfung der finanziellen Situation des Reiches durch die Reparations-

lasten und die Ausgaben für den passiven Widerstand im Ruhrkampf; 

• der internationale Vertrauensverlust verhindert eine Geldversorgung über 

ausländische Kredite; 

• Neudruck von Papiergeld ohne eine Deckung durch Goldreserven oder die 

Steigerung der nationalen Wirtschaftskraft. 
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